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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Gesetz zur Änderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes (KHG) 

- Drucksachen 1 3/2745, 1 3/3722 - 

hier: Zustimmungsversagung gemäß Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 


Der Bundesrat hat in seiner 694. Sitzung am 1. März 
1996 beschlossen, dem vom Deutschen Bundestag 
am 8. Februar 1996 verabschiedeten Gesetz gemäß 
Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes nicht zuzustim- 
men; 

Begründung 

Der Erhaltungsaufwand ist als Teil der Betriebsko- 
sten von den Krankenkassen zu finanzieren. Auch 
eine übergangsweise Regelung mit einer Finanzie- 
rungsverpflichtung der Länder kommt nicht in Be- 
tracht. 


Eine solche Regelung würde zudem das Ziel einer 
monistischen Finanzierung im Krankenhauswesen, 
wie sie auch die Bundesregierung selbst in ihrer Be- 
gründung des Entwurfs eines Gesetzes zur Neuord- 
nung der Krankenhausfinanzierung 1997 - Kranken- 
haus-Neuordnung sgesetz 1997 - (BR-Drucksache 
883/95, S. 16) vorgegeben hat, konterkarieren. 

Ohnehin muß das Gesundheitswesen und damit der 
Krankenhaussektor insgesamt neu geordnet wer- 
den. Teillösungen führen zu gesundheitspolitisch 
unverträglichen und nicht hinnehmbaren Auswir- 
kungen. 


Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 1. März 1996 . 
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